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Resolution 

Gegen rechte Hetze und Hass, für Demokratie, Menschlichkeit und Vielfalt! 

 

Angesichts des anstehenden Bundesparteitags der AFD vom 28. bis 30. Juni 2024 in Essen und aus 
tiefster gewerkschaftlicher Überzeugung bekräftigt der Gewerkschaftsrat der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft die bereits bei den letzten Bundeskongressen beschlossene Haltung, dass 
es einen unauflösbaren Widerspruch zwischen unserer gelebten gewerkschaftlichen Solidarität sowie 
dem entschlossenen Kampf für gute Arbeit auf der einen Seite und dem rechtspopulistischem und 
rechtsextremistischem Weltbild, wie es insbesondere von der AFD verkörpert wird, auf der anderen 
Seite gibt.  

Ob Lohnsteigerungen, Tarifbindung, bezahlbarer Wohnraum, armutsfeste Renten, soziale Sicherheit, 
gute Bildung oder Arbeitnehmer*innenrechte – die AfD bietet keine Lösungen an. Im Gegenteil, sie 
vertritt in arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Belangen eine neoliberale Politik sowie ein reaktionäres 
Frauen- und Familienbild. Beschäftigte, Azubis, Studierende, Erwerblose, Frauen oder Rentner*innen 
können von der AFD keine Verbesserungen erwarten. Vielmehr ist zu befürchten, dass es einen 
massiven Angriff auf den Sozialstaat gibt. Die AfD setzt auf Steuersenkungen, u.a. für 
Spitzenverdienende und Erben; bei den Sozialleistungen möchte sie stärkere Einschnitte vornehmen 
und einem späteren Renteneintritt steht sie offen gegenüber. Außerdem spricht sie sich gegen einen 
höheren Mindestlohn und mehr Mieterschutz aus. 

Der Antifaschismus gehört zum Gründungsgedanken der Gewerkschaften. Ihn aufzuweichen, würde 
uns zerreißen und macht Platz für antidemokratische und rassistische Kräfte.   

 

Wir stehen für Demokratie ein und werben auf allen Ebenen für sie. 

Wir stellen uns rechter Hetze und Hass konsequent entgegen.  

Wir treten für Menschlichkeit und Vielfalt ein.  

 

Im Kampf für eine offene, demokratische und vielfältige Gesellschaft kommt uns als Gewerkschaft 
eine wichtige Rolle zu: 

Jede Gliederung der ver.di kann und muss AfD-Mitgliedern und Sympathisanten gegenüber klar zum 
Ausdruck bringen, dass wir für gänzlich andere Werte stehen. Unsere Aufgabe als Gewerkschaft ist 
es, aktiv auf Beschäftigte zuzugehen, die sich die Argumentation rechter Parolen zu eigen machen, 
um sie aufzuklären. Aber auch Mitglieder, die sich nachweislich in Wort, Schrift oder Tat rechtsextrem, 
rassistisch, menschenverachtend, demokratiefeindlich oder gewerkschaftsfeindlich äußern, für 
entsprechende Organisationen werben oder darin Mandate bekleiden, im Rahmen der 
satzungsrechtlichen Möglichkeiten von gewerkschaftlichen Funktionen, der Wählbarkeit in 
gewerkschaftliche Funktionen oder von der Mitgliedschaft auszuschließen. 

 


